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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 240 April 4975 durch

Seine Richter 8 c h r o e d e r — P r i n t z e n

— Vorsitzender —‚ Dr° K r a s n e'y — und

T h o m a s und die ehrenamtlichen Richter

Dr° H e n k e n und D ü n g e l h o f r

für Recht erkannt :

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgcrichts Niedersachsen vom 24° Sep—
tember 4974 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu erneuter Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwieseno
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger Ent—

schädigungsansprüche wegen eines 1929 in Ostpreußen

erlittenen Arbeitsunfalles hat°

Der 1914 geborene Kläger ist heimatvertriebener Landwirt

aus Ostpreußen° Im Juni 1971 wurde er ausgesiedelt und hält

sich seit dem 7„ Juli 1971 ständig im Bundesgebiet auf„

Er beantragte am 20° Juli 1971 bei der Beklagten die Ge—

währung einer Unfallrente° Seit seiner Kindheit habe er in

der Landwirtschaft seines Vaters in Waldsee/Kr° Ortelsburg

mitgeholi‘en° Am 70 Mai 1929 habe er sich bei einem Sirung

von einem Ackerwagen eine Knochenverletzung im recht€n

Bein zugezogen° Er habe einen heftigen Schmerz im rechten

Oberschenkel verspürt und habe, nachdem er den Wagen mit

Dung abgeladen gehabt habe, nicht mehr weiter arbeiten

können° Es sei anschließend zu einer Knochenmarksvcr—

eiterung gekommen° Von der Landwirtschaftlichen Berufs—

genossenschaft habe er ab 10 Juli 1950 eine Unfallrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
66 2/5 v„H„ bezogen, die monatlich 55‚—— RH betragen
habe° Der Rentenbescheid sei durch Kriegseinwirkungen

verloren gegangen° Seit 1948 sei ihm von der polnischen

Sozialversicherung die Rente weitergezahlt werden° Im

ktober 1969 hätten sich die Unfallfolgen verschlimmert

und im März 1970, als er einen Schlitten habe besteigen

wollen, um ins Krankenhaus zu fahren, sei der rechte

Oberschenkel spontan gebrochen, so daß das rechte Bein

am 16° April 1970 hätte amputiert werden müssen° Die

letzte Zahlung von dem polnischen Versicherungsträger

habe er für die Zeit vom 250 Juni bis 240 Juli 1971 in

Höhe von 1„010 Zloty erhaltene
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Die Beklagte ließ fünf Zeugen vernehmen und lehnte mit _;
Bescheid vom 80 März 4972 die Gewährung einer Entschädigung

ab° Sie bezog sich dabei auf die Beurteilung des Faeh—
.

arztes für Chirurgie Dr° WCÜIIX5 der die Auffassung ver—'

treten hatte, es sei bei einem üblichen und gewohnten

Sprung vom Wagen erstmals zu einem Schmerzzustand an einem

bereits erkrankten Bein gekommen° Eine Knochenvcrletzung
könne nicht angenommen werden, weil der Kläger den Wagen

nach dem Vorfall noch entladen habco Wahrscheinlich habe

es sich am rechten Bein um eine hamatogene jugendliche

Osteomyelitis gehandelt° Das Sozialgericht (SG) hat wei—

tere Gutachten von Dro Sl■■■■■fmnjund Dr° FK?3;herange—

zogen, die unter Zugrundelegung der Schilderungen des

Klägers und der Angaben der Zeugen ebenfalls eine ursäch—

lichen Zusammenhang einer wahrscheinlichen Osteomyelitis

mit dem angeschuldigten Unfallereignis aus dem Jahre 4929

für unwahrscheinlich hielten„ Dr° F3:;“hat in seinem Gut—
achten vom 290 November 4975 u„ao ausgeführt, da ärztliche

Unterlagen aus der Zeit des Beginnes der Knochenmarks—

eiterung fehlten, sei der Gutachter überfordert, wenn von
ihm eine bindende Erklärung

zur Zusammenhangsfragc ver—

langt werde° Ein ursächlicher Zusammenhang sei zwar mög—

lich, aber nicht vmhrschinlich° '

Das SG hat daraufhin die Klage abgewiesen (Urteil vom
50 März 4974), Das Landessozialgericht (LSG) hat die Be—

rufung zurückgewiesen (Urteil vom 24° September 4974)°

Es hat zur Begründung u„a° ausgeführt, auf den Arbeits—

unfall des Klägers seien die Bestimmungen des Fremdrenten-
gesetzes (EEG) anzuwendeno Der zuständige Versicherungs—

träger sei bei der Feststellung der Leistungsansprüche

nicht an Entscheidungen des früheren im Vertreibungsgebiet

ansässig gewesencn Versicherungsträgersgebunden° Der

Fremdrentenanspruch sei vielmehr originär festzustelleno

Alte Bescheide aus den Vertreibungsgebict könnten ledig;
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lich als Beweismittel herangezogen werden,

Nach den eigenen Angaben des Klägers und den Zeugenaus—

sagen sei es zwar glaubhaft, daß der Kläger Ende April/

Anfang Mai 1929 bei einer landwirtschaftlichen Tätigkeit

einen Arbeitsunfall erlitten habe, daß er etwa eine Woche

Später in das Krankenhaus in Ortelsburg eingeliefert wor—

den sei und dort längere Zeit wegen einer Osteomyelitis
(Knochenmarkseiterung) im rechten Oberschenkel behandelt

werden sei° Auch sei es wahrscheinlich, daß der im März.

1970 -eingetretene Bruch des rechten Oberschenkels und

die dadurch notwendig gewordene Amputation eine Folge

der seit 1929 bestehenden Osteomyelitis gewesen seio

Es sei jedoch nicht überwiegend wahrscheinlich, daß der

Arbeitsunfall eine rechtlich wesentliche Teilursache

für die Osteomyelitis gewesen sei° Die von der ärzt-
lichen Lehrmeinung geforderten Voraussetzungen für die

Annahme eines ursächlichen Zusammenhanges zwischen

einem Unfall und einer hämatogenen Osteomyelitis seien

nur zum Teil erfüllt„ Dabei gehe der Senat von der

eingehenden Schilderung des Klägers aus, die er bei

der Untersuchung durch Dr° Sj_„„ggt„g gegeben und

gegenüber Dr° Fiyö wiederholt habeo Danach habe sich

der Kläger beim Absteigen von dem Ackerwagen etwas am
rechten Oberschenkel geschlagen, eine äußere Ver—

letzung sei nicht sichtbar gewesen, jedoch habe ihm

das rechte Bein wehgetan° Er habe dann das Puder mit

Mist noch abgeladen und sich anschließend zu Hause ins

Bett gelegt, weil er Schmerzen im ganzen rechten Bein

gehabt habe° Ein Arzt sei zunächst nicht hinzugezogen

werden° Er habe Fieber bekommen und habe nach einer

Woche das Bein nicht mehr bewegen können° Der jetzt
hinzugezogene Arzt habe sofort die Überweisung in

das Krankenhaus in 0rtelsburg veranlaßt, wo der Kläger

zwei Tage später wegen Knochenmarksvereiterung am
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rechten Oberschenkel operiert werden sei° DieSe Dar—
stellung des Klägers, der weitere Verlauf, das sofortige
Auftreten starker Schmerzen sowie die operative Behandlung
einer Osteomyelitis schon nach acht bis neun Tagen ließe

naeh dem Gutachten von Dr° Tr_tiden Schluß zu, daß bei der
Operation bereits eine schwere Eiteransammlung am rechten
Oberschenkel eröffnet werden sei() Das spreche aber gegen “

eine Entstehung der Eiterung aus einem möglicherweise bei

dem Unfall eingetretenen Bluterguß heraus, der im übrigen4

weder vom Kläger noch ven den gehörten Zeugen erwähnt
werden sei° Das nicht erhebliche Trauma könne nach dem

Gutachten von Dro SÜ€ÜfÜTÜLJÜ&UCh.niCht als geeignet an—
gesehen werden, das Aufflackern eines latenten Knochen—

herdes zu bewirken° . ‘ ’ ’

Dem stehe auch nicht entgegen,
daß der Kläger nach seinen 5

glaubhaften Angaben, die von den vorliegenden Zeugenaus—

sagen bestätigt würden, seit 4950 von der landwirtschaft—
lichen Berufsgenossenschaft in Ostpreußen eine Unfall—

rente bezogen habe, die Berufsgenossenschaft den ursäch—

lichen Zusammenhang also offenbar bejaht habe° Ein der—

_artiges früheres Ancrkehntnis habe keinen wesentlichen
’Beweiswert für die Zusammenhangsfrage, denn, wie die Gut-

achter Dr° Sr:n;üx■xm_und Dr° Fa 1jübereinstimmend mit

Su;üi;r;x; ausgeführt hätten, sei früher überwiegend die

'Meinung vertreten werden, daß die hämatogene Osteomyclitis

gewöhnlich durch ein Trauma verursacht werde, Es sei daher

nicht verwunderlich, wenn aufgrund der früher herrschenden

medizinischen Lehrmeinung der Zusammenhang mit dem Arbeits—
Unfall im Jahre 19301bejaht worden seio Diese ältere medi—
zinische Lehrmeinung sei jedoch in den letzten Jahrzehnten

_
mehr und mehr aufgegeben werden und heute nicht mehr ver—
tretbar° Bei Millionen nachweisbarer Traumen komme es
nämlich nur sehr selten zu einer hämatogenen Osteomyelitis°
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Das LSG hat die Revision nicht zugelassen° Der Kläger hat

dennoch dieses Rechtsmittel eingelegt, Zur Begründung

hat er vorgetragen: Das LSG habe seine Aufklärungspflicht

nach 3 403 Sozialgerichtsgesetz (SGG) verletzt° Nachdem

Dr° T‘—gfausgeführt habe, der Gutachter sei überfordert,

wenn von ihm eine bindende Erklärung über die Zusammen—

hangsfrage verlangt werde, weil Unterlagen aus den ersten

Jahren und dem Beginn der Knochenmarkseiterung fehlten,

hätte das LSG die Akten der früheren landwirtschaftlichen

Berufsgenossenschaft Ostpreußen, die nach Auff ssung des

Klägers bei den polnischen Behörden noch vollständig

vorhanden seien, beziehen müssen, um so zu versuchen,

die Krankengeschichte und den möglicherweise bestehenden

Zusammenhang aufzuklüreno Der hier gegebene Sachverhalt

hätte bei sorgfältiger Überlegung der sich aufdrängenden

Gestaltungsmöglichkeiten durchaus Anlaß geben müssen,

sich um die Übersendung dieser Akten zu bemühen„

Der Kläger beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 8° März 4972

sowie die Urteile des Sozialgerichts Oldenburg

von 5° März 4974 und des Landessozialgerichts

Niedersachsen vom 240 September 4974 aufzu—

heben und die Beklagte zu verurteilen, dem
Kläger wegen Verlust des rechten Beines im
Oberschenkel eine Rente von 70 in° der Voll—

rente zu gewähren, ‘

hilfsweise, den Rechtsstreit an das Landessozial-
gericht zurückzuvorweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Skzvennag einen Verfahrensmangel im Sinne von 5 462 Abs° 4
Nr„ 2 SGG nicht zu erkennen°
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Die Revision des Klägers ist statthaft, weil er einen
' tatsächlich vorliegenden wesentlichen Verfahrensmangel

gerügt hat (5 462 Abs° 4 Nr° 2 SGG; BSG 4, 450, 455; 2,

256‚257), ' - ‘
Zu Recht rügt der Kläger, daß das LSG nicht wenigstens

versucht habe, Unterlagen, die seinen Unfall aus dem

Jahre 4929 betreffen, heranzuziehen und es damit seine
.

Aufklärungspflicht (@ 405 SGG) verletzt habe, Für die
Frage

,
ob das LSG seine Pflicht, den Sachverhalt zu er—

forschen, nicht erfüllt und dadurch % 405 SGGverletzt
hat, kommt es darauf an, ob der Sachverhalt, wie er dem

LSG zur Zeit der Urteilsfindung bekannt gewesen ist, von
dessen sachlich—rechtlichen Standpunkt aus zur Ent-

scheidung des Rechtsstreits ausreichte oder ob er das LSG

zu weiteren Ermittlungen hätte drängen müssen (BSG 2, 84,

87; SozR Nrn° 7 und 40 zu € 405 SGG)° Das LSG ist, weil

es sich um einen Anspruch handele, der nach dem FRG in

der Fassung des Fremdrenten- und Auslandsrentcn—Neurege— g

lungsgesetzes (FANG) vom 25, Februar 4960 (BGBl I, 95)

zu beurteilen sei, davon ausgegangen, daß die Anspruchs—

voraussetzungen nach diesem Gesetz unabhängig von früheren

Anerkenntnissen neu zu prüfen seien, insbesondere auch die

Frage des ursächlichen Zusammenhanges von Gesundheits—

störungen mit dem angeschuldigten Unfallereignis aus dem

Jahre.4929° Dabei hat es, wie auch die gehörten Sach—
verständigen bezüglich des Unfallherganges und der Kranke

heitsentwicklung die Schilderung des Klägers gegenüber

Dr, S?Tii'„i■g und Dr° Fefejund die Aussagen der im Ver—
waltungsverfahren gehörten Zeugen zugrunde gelegt und ist

in Übereinstimmung mit den Gutachtern zu dem Ergebnis ge—
langt, der Unfall im A£ril/Mai 4929 sei nicht die wahr—

scheinliche Ursache für die Osteonyelitis und damit auch

nicht für die Amputation im Jahre 4970 gewesen, Es sei
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unwahrscheinlich, daß es zu einer äußerlichen Verletzung

des Oberschenkelknoehens oder zu einem Bluterguß gekommen

sei, weil weder der Kläger noch die Zeugen solches hätten

bestätigen können° Eine erhebliche Gevalteinwirkung auf

den Knochen sei aber Voraussetzung, um eine traumatisch

verursachte oder wesentlich in ihrem Verlauf beCinflußte

Osteomyelitis annehmen zu können° Es war für das LSG

daher von wesentlicher Bedeutung, für die Beurteilung

der Zusammenhangsfrage festzustellen, welche unmittel—

baren Folgen der Unfall hatte° Um diese Feststellungen

so zuverlässig wie möglich treffen zu können, war es
verforderlieh, alle erreichbaren Beveismittel heranzu-

ziehen° Nachdem das LSG es als glaubhaft unterstellt ha te,

daß dem Kläger seit 4950 eine Unfallrente gezahlt werden

war, mußten auch bei der früher zuständig gewesenen Be—

rufsgenossensehaft Akten vorhanden gewesen sein, in denen

sich den Unfall betreffende Unterlagen wie Unfallan—

zeige, Erklärungen des Klägers und möglicher Zeugen so—

wie ärztliche Befunde und Begutachtungen befanden, die

dem Unfall zeitlich wesentlich näher lagen und deshalb

für die Beurteilung der Zusammenhangsfrage zuverlässi—

gere Anhaltspunkte bieten könnten als die jetzigen über

40 Jahre nach dem Unfall gemachten Angaben des damals

15—Jährigen Klägers und der noch lebenden Zeugen° Diesen

Unterlagen mußte also auch nach der Rechtsauffassung

des LSG ein erheblicher Beweiswert zukommen, zumal

Dr° F “u_ausdrücklieh auf die Schwierigkeit der Be-
urteilung der Zusammenhangsfrage nach so langer Zeit

9393 Unterlagen "aus den ersten Jahren und dem Beginn
der Knochenmark„eiterung" hingewiesen hatte„

Das LSG hat auch nicht dargetan, aus welchem Grunde

es nicht versucht hat, entsprechende Beweisunterlagen

heranzuziehen° Angesichts der Tatsache, daß der Kläger,

wie er mit einer Bescheinigung der polnischen Sozial—
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versicherungsanstalt Abteilung in Allenstein vom 250 Juni
1971 nachgewiesen hat, von dort eine Unfallrente in Höhe

von 1,010 Zloty monatlich bezogen hat und danach weder die

Beklagte noch das SG versucht hatten, von dieser Stelle

zu erfahren, ob und ggf° welche einschlägigen Unterlagen

dort über den Kläger vorhanden seien, wäre das LSG, um
nicht seine Aufklärungspflicht zu verletzten, verpflichtet

gewesen, diesen Versuch zu unternehmen° Es kann nicht

von vornherein als völlig aussiehtslos angesehen werden,

auf diesem Wege Beveisunterlagen zwbeschafi‘en°

Die Revision ist auch begründet, di■■ es ist nicht auszu—
schließen, daß das LSG, wenn es ihm gelungen wäre, weitere

geeignete Beweisunterlagen heranzuziehen, zu einer anderen

Beurteilung der Zusammenhangsfrage und damit zu einer Be—

jahung des geltend genachten Anspruchs des Klägers ge-

kommenwärec ’ ‘ ‘

Zutreffend hat das LSG den Anspruch des Klägers nach dem
FRG in der Fassung des FANG beurteilto Schon das Fremd—

renten— und Auslandsrentengesetz vom 70 August 1955 .

(BGBl I, 848) — FAG — hatte für den betroffenen Personen—

kreis selbständige Ansprüche geschaffen, deren Voraus—

setzungen unabhängig von früher bereits gewährten Leistungen

nach Bundesrecht zu beurteilen waren (Brackmann, Hand—

buch der Sozialversicherung, Stand Oktober 1974, Bd° I/2,

S0 294 d III, 294 k V; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen, Fremd—

renten— und Auslandsrentengesetz, Stand März 1959, $ 2

FAG Anm° 4 i, s„ 57; Wickenhegen in BG 4955, S0 594, 595;

vgl° dazu auch Rundschreiben des Hauptverbandes der gewerb—

lichen Berufsgenossenschaften VB 14/54, Nr° 26)° Das FRG

hat insoweit keine Änderung_gebracht° Fremdrentenansprüche

sind nach wie vor originäre Ansprüche (Hoernigk/Jahn/Wicken-

hagen, Fremdrentengesetz, Stand Februar 1974, 5 5 Abso 1

FRGAnm„2 e, so 94; 5 9 Abs° 4 FRGAnne 5, SO420)° Auch
der 2° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) hat unter
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Hinweis auf die in Schrifttum und Rechtsprechung

herrschende Auffassung ausgeführt, daß bei der ersten}

Feststellung eines Fremdrentenanspruches aus der ge—

setzlichen Unfallversicherung die MdB unabhängig von

den durch die früheren Versicherungsträger in der Zeit

bis zum 80 Mai 1945 erteilten Bescheiden bemessen werden

darf (BSG 9, 273, 275)° Dabei ist es grundsätzlich ohne

Bedeutung, ob ein früheres Anerkenntnis von einem reichs—

deütschen oder einem ausländischen Versicherungsträger

abgegeben werden war° @ 5 Abs„ ? FRG stellt insoweit eine

zur Zeit des Unfalles bestehende Versicherung bei einem

deutschen oder nichtdeutschcn Träger der gesetzlichen

Unfallversicherung gleichwertig nebeneinander° Danach

ist also jeder außerhalb des Geltungsbereichs des EEG

eingetretene Unfall nach diesem Gesetz zu entschädigen?

d„h° grundsätzlich nach allen Voraussetzungen neu fest—

zustellen (vgl° auch Hocrnigk/Jahn/Uickenhagen, FRG
aaO S° 9’I)° Anerkenntnissc deutscher Versicherungs—

träger sollen für den Fremdrentenanspruch nur als

Beveismittel dienen (vgl° Hoernigk/Jahn/Wickenhagen,

FAG aaO)° Sowohl Brackmann (aaO 80 294 k V) als auch
Hoernigk/Jahn/Wickenhagen (FAG aaO S„ 57) weisen je—

doch darauf hin, daß bei einem früheren Bescheid
eines deutschen Versicherungsträgers eine abweichende

Feststellung in der Regel nicht bzw° nur bei einer

Änderung gegenüber den früheren Feststellungen in Be—
tracht kommen werdec

Das LSG wird daher bei der erneuten Entscheidung ucU°

im Rahmen seiner Beweiswürdigung den Beweiswert eines

bindenden und damals auch richtig gewesenen Anerkennt—

nisses von Unfallfolgen zu prüfen haben°
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°
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